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ZPO — insbesondere die kostenrechtlichen — in der Vollstrek- 
kung dann (entsprechende) Anwendung finden, wenn das 
Vollstreckungsrecht keine speziellen, die Abwendung aus­
schließende Bestimmungen enthält. Mit § 33 werden solche 
speziellen, die generelle Anwendung der §§ 168 Abs. 1, 169 
Abs. 1 und 2 ZPO einschränkenden Bestimmungen eingeführt.

Die Gerichtskostenfreiheit, die nach § 168 Abs. 1 ZPO für 
• die innerhalb eines Klageverfahrens erlassenen einstweiligen 
Anordnungen vorgesehen ist, besteht gemäß § 33 Abs. 1 im 
Vollstreckungsverfahren nur dann, wenn die Gerichtsgebüh­
renfreiheit auch wegen der Art des geltend gemachten An­
spruchs!6 besteht. Das bedeutet, daß mit dem Antrag auf 
Vollstreckung einer innerhalb eines Verfahrens erlassenen 
einstweiligen Anordnung, die nicht einen arbeitsrechtlichen 
oder einen Anspruch auf Zahlung von Unterhalt bzw. Fami­
lienaufwand zum Gegenstand hat, vom Gläubiger die Voll­
streckungsgebühr nach §§ 166 Abs. 5, 169 Abs. 1 ZPO voraus­
zuzahlen ist.

Mit der nur für die Vollstreckung geltenden Einschrän­
kung der sich aus § 169 Abs. 2 ZPO ergebenden Befreiung von 
der Vorauszahlungspflicht in Verfahren wegen Ansprüchen 
aus Garantie und wegen Ansprüchen auf Schadenersatz trägt 
§ 33 Abs. 2 einem Bedürfnis der Praxis Rechnung, indem er 
nur Bürger von der Vorauszahlungspflicht befreit, die die 
Vollstreckung ihres aus einer Straftat herrührenden Schaden­
ersatzanspruchs beantragen. Das bedeutet, daß in allen an­
deren Fällen (z. B. bei der Vollstreckung eines vertraglichen 
Schadenersatz- oder eines Garantieanspruchs) mit dem Voll­
streckungsantrag die Gebühren Vorauszahlung geleistet wer­
den muß. Wird diese nicht erbracht, kann der Vollstreckungs­
antrag in entsprechender Anwendung des § 169 Abs. 4 ZPO 
vom Sekretär durch Beschluß als unzulässig abgewiesen wer­
den.

Bei anderen gelesen
USA-Gerichte: Urteile wie vom Fließband
„Nacht für Nacht verhandelt das Gericht eine Vielzahl von 
Kriminalfällen auf eine Art, die kaum Zeit läßt für das Be­
mühen um Gerechtigkeit.“ Dies ist der Untertitel des Bei­
trags „Kurzer Prozeß in kaltem Licht“, in dem Achim Z o n s  
die Praxis des Kriminalgerichts des New Yorker Stadtteils 
Manhattan schildert (Süddeutsche Zeitung [München] vom
15. Dezember 1984). Wir entnahmen diesem Beitrag folgende 
Auszüge:
...Was immer der Criminal Court von Manhattan auch ist, eins 
ist gewiß: Jeder, der zwischen Harlem und Chinatown, zwischen 
Greenwich Village und der Upper West Side einem Polizisten in 
die Hände fällt, der muß hier durch - und er kann froh sein, wenn 
das schnell geschieht, denn vorher geht’s ihm dreckig.

Der Criminal Court in der Center Street Nummer 100 ist ein 
eindrucksvolles, altes Gebäude, 1939 unter der Ägide des dama­
ligen Bürgermeisters Fiorelio La Guardia erbaut: ein 17 Stock 
hoher, abweisender, kalter Klotz.... Das Gebäude beherbergt 
Strafgerichte, Zivilgerichte, den Supreme Court — und das Nacht­
gericht. All das, was die Tagesschicht der Strafgerichte nicht be­
wältigt hat, versucht der Night Court aufzuarbeiten. Um sechs Uhr, 
wenn die Büros in der Umgebung schließen, wenn 95 Prozent der 
Justizbeamten nach Hause gehen, begibt sich ein Richter in den 
Saal im Erdgeschoß, Raum Nummer 129, links vom Haupteingang. 
In der Vorhalle, neben der bronzebeschlagenen Eingangstür des 
Gerichtssaales, zahlreiche weiße Bögen mit großen roten Zahlen, 
roten Zeichen und sauber aufgereihten Namen. Die Zeichen stehen 
für das Geschlecht. Die Zahl gibt die Zeit an, wann die Festge­
nommenen vom Zentralgefängnis in die Zellen im Untergeschoß 
des Gerichtsgebäudes gebracht wurden. Und die Namenskolon­
nen sind lang, heute reichen sie von George Arkin bis Mike San­
tos, von Jane Alexander bis Nancy Sadovsky. Sie alle sind um 
acht Uhr am Morgen hierhergebracht worden. Die meisten von 
ihnen warten noch immer in den Zellen. Und es spricht einiges da­
für, daß sie noch lange warten müssen. Jetzt ist es halb ein Uhr in 
der Nacht.

„Fall 100 627“, ruft der Court Officer in den Saal. Richter Wal­
lace schiebt sich die Brille auf der Nase zurecht und fragt eine 
langbeinige Schönheit in einem viel zu kurzen Kleid: „Wieder 
Ecke 42. Lexington?" — „Dritte Festnahme", antwortet der Anklä­
ger. „Urteil: 75 Dollar und 30 Tage ACD." Keine Minute hat der 
Richter Wallace gebraucht. Prostituierte sind leichte Fälle. Wenn 
sie das erste Mal hier sind, kommen sie mit einer Geldstrafe da­
von. Auch das zweite Mal. „Time served", fügt der Richter oft hin­
zu. Die Zeit in Untersuchungshaft ist Strafe genug. Beim dritten 
Mal dann: Geldstrafe und ACD. ACD steht für Adjournment Con-

Eine Befreiung von der Vorauszahlungspflicht besteht nun­
mehr auch dann nicht, wenn Betriebe (vgl. § 11 ZGB, § 17 
AGB) die Vollstreckung ihres aus einer Straftat herrührenden 
Schadenersatzanspruchs beantragen. Da diese Schadenersatz­
ansprüche vielfach eine Höhe erreichen, die eine erfolgreiche 
Vollstreckung des gesamten Anspruchs (einschließlich Zinsen 
und Kosten) fraglich erscheinen lassen, sollen die Gläubiger­
betriebe durch die Höhe der von ihnen geforderten Kosten­
vorauszahlung zum Antrag auf Vollstreckung angemessener, 
der wirtschaftlichen Situation ihrer Schuldner entsprechender 
Teilbeträge angeregt werden. Da die Betriebe in den vergan­
genen Jahren in derartigen Fällen keine Kostenvorauszah­
lungen zu leisten hatten, bestand für sie kein Anlaß, ihre 
Anträge auf die Vollstreckung durcheetzbarer Teilbeträge zu 
beschränken. Dadurch erhielten die Betriebe infolge der sich 
aus § 431 ZGB und § 124 Abs. 1 ZPO ergebenden Vorrangig­
keit des Kostenanspruchs — insbesondere dann, wenn die 
Vollstreckung nur in die Arbeitseinkünfte des Schuldners 
betrieben werden konnte — oft erst nach einer längeren Voll­
streckungsdauer Zahlungen zur Erfüllung ihres Schadenersatz­
anspruchs.

Die Neuregelung wird dazu beitragen, daß Vollstreckungs­
verfahren in einem für alle Beteiligten überschaubaren Zeit­
raum mit der Erfüllung des geltend gemachten Anspruchs 
abgeschlossen werden können. Die Geltendmachung von Teil­
beträgen und deren Beitreibung (Zahlung) läßt die Vollstrek- 
kungsverjährung des noch offenen Restanspruchs, der einem 
gestundeten Anspruch gleichzusetzen wäre, nicht eintreten 
(vgl. § 480 Abs. 3 und 4 ZGB).

16 Für arbeitsrechtliche Ansprüche besteht nach § 168 Abs. 1 ZPO 
Gerichtskostenfreiheit, und für Ansprüche auf Unterhalt bzw. 
Familienaufwand ist gemäß § 168 Abs. 2 ZPO Gerichtsgebühren­
freiheit vorgesehen.

tempiation of Dismissal. Geldstrafe und einige Wochen oder Mo­
nate auf Bewährung, also einige Wochen oder Monate Berufs­
verbot. Das klingt hart, ist es aber nicht. Niemand prüft die Be­
währungsauflage, niemand hat die Zeit. Der Verurteilte braucht 
sich nirgendwo zu melden. Nach Ablauf der Bewährungszeit kommt 
lediglich ein Stempel auf die Akte. Erledigt. Läßt sich ein Mäd­
chen ein viertes, fünftes oder sechstes Mal erwischen, dann kann 
es zur Hauptverhandlung kommen, dann muß sie „bail", Kaution 
zahlen, um bis dahin wieder rauszukommen. Im schlimmsten Fall 
gibt es 30 Tage Rikers Island. In Rikers Island ist das Zentralge­
fängnis von New York. „Wenn Prostitution nicht verboten wäre", 
hatte Richter Wallace in einer Pause gesagt, „dann könnten wir 
uns um die wesentlichen Fälle kümmern.“ ...

In diesem Saal sind in den abgelaufenen elf Monaten dieses 
Jahres 100 630 Fälle verhandelt worden, immer nach dem gleichen 
Schema: Aufruf, Anklage, Einwand, Urteil. Nacht für Nacht, von 
sechs bis eins, von eins bis sechs, sieben Tage die Woche, 
362 Nächte im Jahr, nur Thanksgiving, Weihnachten und Neujahr 
ist der Night Court geschlossen.... Nacht für Nacht versuchen 
Strafrichter, den unerschöpflichen Täterstrom zu kanalisieren. Eine 
Sisyphusarbeit. Denn die Zahl der Gewaltverbrechen in New York 
hat sich in den letzten vier Jahren vervierfacht. Allein in Manhat­
tan stieg im selben Zeitraum die Zahl der Inhaftierten von 67 841 
auf 98 747. „Jeder der 20 Strafrichter müßte täglich bis zu 100 Fälle 
bearbeiten", hatte Mr. Albert Feureisen gesagt, der Chef der 
Verwaltung. Müßte — wenn man dem Gesetz Genüge täte, das 
vorschreibt, jeden Festgenommenen innerhalb von 24 Stunden vor 
einen Richter zu bringen. Ein frommer Wunsch. ...

„Fall 100 647", ruft der Court Officer. Aufruf, Anklage, Urteil. 
Es geht wie am Fließband. Honorable William Earlbaum hat den 
Platz von Richter Wallace eingenommen. Schuldig, Schuldig, Kau­
tion, Schuldig. Richter Earlbaum ist nicht langsamer als Richter 
Wallace. Am nächsten Morgen, nach der Abrechnung, ist es her­
aus: 72 Fälle für Richter Wallace, 84 Fälle für Richter Earlbaum....

Aufruf, Anklage, Einwand, Urteil.... Es antworten fast immer 
nur die Anwälte oder die Ankläger. Die Angeklagten schweigen. 
Manche sind ratlos, andere verwirrt. Die meisten verfolgen dieses 
Schachern um Gerechtigkeit teilnahmslos, lassen die Prozedur über 
sich ergehen wie eine Grippe. Die meisten wissen, daß sie irgend­
wann einmal wieder hier stehen werden. Viele standen schon mal 
hier. Sie haben keine Ehrfurcht, keine Angst, nicht einmal son­
derlichen Respekt vor dem Mann, der sie ihrer Freiheit berauben 
kann. Soviel mehr Freiheit haben sie auch draußen nicht. ...
Berichtigung
Im Beitrag von A. E n g e  in.NJ 1985, Heft 3, S. 114 f., bitten wir, den Anfang 
des letzten Satzes auf S. 115 wie folgt zu formulieren: Gerichtskostenfreiheit 
und eine Anwendung von § 174 Abs. 4 ZPO wäre ... D. Red.


